
schaft ist nicht der Staat, sondern das Kollektiv, 
welches die Verpflichtung zur Umerziehung des Rechts­
verletzers übernimmt. Das Kollektiv muß seine Bereit­
schaft hierzu erklären. Das Gericht ist von sich aus 
nicht berechtigt, dem Kollektiv die Bürgschaft „auf­
zuerlegen“, weil es sich dabei um eine moralische Ver­
pflichtung des Kollektivs handelt, zu deren Übernahme 
und Verwirklichung es nicht durch das Gericht ge­
zwungen werden kann. Das bedeutet nicht, dem Kollek­
tiv beim Erkennen seiner Verantwortung für das Ver­
halten seiner Mitglieder keine Unterstützung und Hilfe 
zu geben. Diese Aufgabe wird gerade im Zusammen­
hang mit der Bürgschaftsübernahme von großer Be­
deutung sein.

Voraussetzungen der Bürgschaft
Grundsätzlich sollte dem Kollektiv die Möglichkeit der 
Beantragung der Bürgschaft gesetzlich bei allen straf­
baren Handlungen, die keine schweren Verbrechen 
sind, eingeräumt werden. Mit dem Vorschlag im Erlaß­
entwurf des Staatsrates, daß die Kollektive der Werk­
tätigen bei gleichzeitiger Verpflichtung zur Umerzie­
hung des Gesetzesverletzers beantragen können, eine 
Strafe ohne Freiheitsentzug auszusprechen, wird der 
Anwendungsbereich der Bürgschaftsübernahme für 
strafbare Handlungen festgelegt, die mit einer Gefäng­
nisstrafe bis zu zwei Jahren geahndet werden. Hieraus 
ergibt sich, daß die Bürgschaft auch bei Rechtsver­
letzungen beantragt und bestätigt werden kann, die 
von nicht unbedeutender Gesellschaftsgefährlichkeit 
sind, ohne jedoch den Grad eines schweren Verbrechens 
zu erreichen.
Die generelle Forderung, für alle Gesetzesverletzungen 
von leichter bzw. mittlerer Gesellschaftsgefährlichkeit 
die Möglichkeit der Bürgschaftsübernahme und ihrer 
Bestätigung durch das Gericht einzuräumen, bedeutet 
jedoch nicht, sie auch obligatorisch bei allen strafbaren 
Handlungen, bei denen die ausgesprochene Strafe zwei 
Jahre Gefängnis nicht übersteigt, anzuwenden.
In P. hatte sich z. B. der 30jährige K. wegen fortgesetz­
ten Betruges zum Nachteil von privatem Eigentum zu 
verantworten. In über 20 Fällen hatte er sich von seinen 
Arbeitskollegen und Bekannten Geldbeträge in Höhe 
von 20 bis 40 DM geliehen. Er versprach, das Geld am 
nächsten Tag wieder zurückzugeben. Tatsächlich aber 
hatte er diese Absicht nicht. Diese leichte Möglichkeit, 
zu Geld zu kommen, führte bei ihm dazu, sein Arbeits­
verhältnis zu lösen und keiner Beschäftigung mehr 
nachzugehen. Ständig hielt er sich in Gaststätten auf 
und verbrauchte das Geld der Geschädigten. Vom Ge­
richt wurde unter Berücksichtigung aller Umstände 
eine Gefängnisstrafe ausgesprochen. Zweifellos handelt 
es sich hier um kein schweres Verbrechen; aber selbst 
wenn seine ehemaligen Arbeitskollegen die Verpflich­
tung übernommen hätten, ihn zu erziehen, wäre hier 
eine Zustimmung des Gerichts zur Bürgschaft wegen 
der Intensität und der Skrupellosigkeit der Handlungs­
weise, Wochenlang keiner Arbeit nachzugehen und auf 
Kosten der Gesellschaft zu leben, verfehlt gewesen. 
Neben dem Charakter der Tat, der Art und Weise der 
Begehung und ihrer materiellen wie ideellen Folgen 
ist die bisherige Entwicklung des Täters, seine Stellung 
im Kollektiv, die Einsicht in die Verwerflichkeit seiner 
Handlung, die Bereitschaft, den begangenen Fehler 
wiedergutzumachen, und sein Einverständnis mit den 
von der Brigade festgelegten Erziehungsmaßnahmen 
von ausschlaggebender Bedeutung für die Bestätigung 
der Bürgschaft durch das Gericht.
In einer Reihe von Aussprachen, die in Vorbereitung 
und Auswertung von Strafverfahren in den Kollektiven 
geführt wurden, zeigte sich, daß gerade diese Fragen 
in jedem Fall einer Klärung bedürfen. In P. hatte sich 
der 23jährige K. wegen Fahrens unter Alkoholeinfluß
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und unberechtigten Benutzens eines Kraftfahrzeuges 
vor dem Gericht zu verantworten. K. war bereits im 
Frühjahr vorigen Jahres wegen eines gleichen Delikts 
zu einer unbedingten Gefängnisstrafe von fünf Mona­
ten verurteilt worden, die er auch verbüßte. Auf Grund 
der ersten Verurteilung wurde er aus seinem Betrieb, 
in dem er über sieben Jahre gearbeitet hatte, fristlos 
entlassen. Nach Verbüßung der Strafe nahm er im Sep­
tember 1962 Arbeit in einem halbstaatlichen Betrieb 
auf, wo er mit der Verrichtung verhältnismäßig quali­
fizierter Arbeiten beauftragt wurde. Er erfüllte die ihm 
übertragenen Aufgaben stets zur Zufriedenheit und 
nahm Hinweise und Ratschläge der erfahrenen Kolle­
gen seiner Brigade bereitwillig entgegen. Die Kollegen 
achteten ihn als guten Arbeiter. Nachdem das Kollek­
tiv von der erneuten strafbaren Handlung des K. er­
fuhr, setzte es sich zusammen, schätzte kritisch das 
Verhalten des K. ein und beschloß schließlich, die Ver­
pflichtung zu übernehmen, K. so zu erziehen, daß er 
nicht wieder straffällig wird. Dabei war für die Kolle­
gen ausschlaggebend, daß K. sich gut in das Kollektiv 
einfügte, seine Handlungsweise offen und ehrlich be­
reute und sich bereit erklärte, den Schaden von fast 
300 DM bis zur Hauptverhandlung wiedergutzu­
machen. Schließlich versprach er, Gaststätten zukünftig 
zu meiden. Seine Freizeit will er dazu benutzen, um 
sich fachlich weiterzuqualifizieren.
Trotz der Tatsache, daß K. einschlägig vorbestraft war, 
verurteilte das Gericht ihn wegen der erneuten straf­
baren Handlung zu einer bedingten Gefängnisstrafe. 
Dabei ließ es sich von den gleichen Gedanken leiten 
wie die Brigade. Es sah in dem Vorhandensein eines 
starken Kollektivs, das sich bereit erklärte, die Erzie­
hung des Täters zu übernehmen, die Gewähr dafür, 
daß K. seine Schwächen überwinden wird.
In einer anderen Strafsache, in welcher der Staats­
anwalt Anklage wegen Unterschlagung zum Nachteil 
von gesellschaftlichem Eigentum erhoben hatte, wurden 
die Voraussetzungen für die Übernahme der Verpflich­
tung zur Umerziehung durch das Kollektiv erst in der 
Brigadeversammlung selbst geschaffen. Die Angeklagte 
war gegenüber ihren Kollegen unaufrichtig gewesen, 
hatte versucht, die strafbare Handlung zu verheim­
lichen, und sah auch bis dahin nicht die Verwerflichkeit 
ihres Verhaltens ein. Daraus folgte, daß die Kollegen 
sich vor der Übernahme der Verpflichtung zur Umer­
ziehung scheuten; sie hatten nicht die Gewißheit, daß 
die Angeklagte bereit war, sich unter dem erziehe­
rischen Einfluß des Kollektivs zu ändern. Erst nach­
dem diese Fragen in der Auseinandersetzung geklärt 
wurden, beschloß das Kollektiv, zur Hauptverhandlung 
einen Vertreter zu entsenden, der dem Gericht die 
Verpflichtung des Kollektivs vortrug und die konkreten 
Maßnahmen zur Umerziehung darlegte.
Die Bürgschaft wird bei solchen Tätern ausgeschlossen 
sein, die sich hartnäckig der gesellschaftlichen Einwir­
kung verschließen, die aus bisherigen gesellschaftlichen 
Erziehungsmaßnahmen böswillig keine Lehren gezogen 
haben, die bewußt ihren Lebenswandel nicht verändern 
wollen und aus diesem Grunde erneut oder auch erst­
malig straffällig werden.
Deshalb sollten im Gesetz die an die Person des zu 
Erziehenden zu stellenden Anforderungen konkret be­
schrieben werden.
Will das Kollektiv, welches die Verpflichtung zur Um­
erziehung des Rechtsverletzers übernimmt, seiner Auf­
gabe gerecht werden, so muß jedes seiner Mitglieder 
selbst das Vorleben, wozu es den Gestrauchelten erzie­
hen will. Eine Brigade, in welcher im Frühjahr wochen­
lang ein Kollege „abgestellt“ wird, um die Gartenlau­
ben der anderen Brigademitglieder zu reparieren oder 
ähnliche Arbeiten zu verrichten, und dafür Geld vom

- __ - __


